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Lieber Münchner*innen, 

dies sind weniger als halb so viele wie noch 1990  
(98.000 Sozialwohnungen). Während sich die Zahl der 
antragstellenden Haushalte für Sozialwohnungen in den 
vergangenen Jahren mehr als verdoppelt hat – im Jahr 
2024 sind es bereits 22.949 Haushalte mit rund 54.200 
Personen – ist die Zahl der tatsächlich vergebenen 
Wohnungen sogar rückläufig. Gleichzeitig werden im 
Schnitt zwischen 2024 und 2033 ca. 700 Sozialwohnungen 
jährlich aus der Bindung fallen. Das wirkt sich deutlich 
spürbar auf die Anzahl der Wohnungsvergaben aus. 
Bekamen im Jahr 2014 noch 29% der Antragsstellenden 
eine Wohnung, waren es 2024 nur noch 10%. 

Vor allem bei privaten Eigentümern drohen den betrof-
fenen Mieter*innen nach dem Auslaufen der Sozialbindung 
drastische Mietsteigerungen oder gar die Kündigung 
wegen Eigenbedarf. Damit rollt die Stadt auf eine massive 
Verdrängungswelle zu. Viele Betroffene dürften aufgrund 
eines zu niedrigen Einkommens kaum eine Chance haben, 
angemessenen Ersatzwohnraum in der Nähe zu finden. 
Dadurch drohen ganze Stadtteile für breite Teile der  
Bevölkerung unbezahlbar zu werden.

Im Sozialreferat steigt die Zahl der Anfragen, während  
das Angebot sinkt. Obwohl die Programme „Wohnen in 
München I bis VII“ den starken Rückgang größtenteils 
abfedern konnten, droht mit den Kürzungen von sage und 
schreibe 1,9 Mrd. Euro der komplette Stillstand des  
sozialen Wohnungsbaus bis 2030. Nicht nur die klassische 
Sozialwohnung droht in der Stadt zu verschwinden, auch 
wird der Wegfall der Förderungen für Pflegekräfte, Bus­
fahrer*innen und viele weitere Menschen mit mittlerem 
Einkommen hart treffen.

Kurzfristig muss der Abbau des sozialgebundenen 
Wohnungsbestandes dringend gestoppt werden. Mittel-
fristig muss der Wohnungsbestand aber massiv ausgebaut 
werden. Dazu muss die Stadt alle zur Verfügung stehenden 
Instrumente nutzen. Es braucht ein Rettungsprogramm 
zum sozialen Wohnraum, mit dem der bezahlbare Neubau 
angekurbelt wird, Wohnungen mit auslaufender Sozial­
bindung in öffentliche Hand gebracht werden und private 
Vermieter stärker reguliert werden. 

Ihr Stefan Jagel

Rettungsprogramm bezhalbarer Wohnraum 

München verfügt 2023 nur noch  
über rund 48.500 Sozialwohnungen.  

München verliert 
seinen bezahlbaren 
Wohnraum.
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Eine Priorisierung des kommunalen 
Wohnungsbauprogramms für München. 

Zwischen 2014 und Ende 2024 wurden insgesamt rund 
15.000 mietpreis- und belegungsgebundene Wohnungen  
neu gebaut. Das aktuelle Ziel von jährlich 2.000 geförderten 
Wohnungen wurde dabei aber nie erreicht, wodurch die 
Gesamtzahl von Sozialwohnungen (alt und -neu) weiter  
sinkt. Die Zahl der neu entstandenen Sozialwohnungen  
bzw. der Wohnungen mit einkommensorientierter  
Förderung (EOF) wird nur zu einem Bruchteil erreicht  
(2023: 500 und 2024: 284). 

Die Fördermittel wurden deutlich aufgestockt – aufgrund  
der Baukostensteigerung seit 2022 sogar noch mit  
zusätzlichen Zuschüssen. Trotzdem sind gerade einmal  
5,8% aller Wohnungen gebunden. Der enorme Einsatz  
öffentlicher Mittel hatte also kaum Ausweitung der gebun-
denen Wohnungen zur Folge. 

Die Regierung aus Grünen und SPD setzt mit ihrer  
Wirtschaftsförderung darauf, dass mehr private Investoren 
sozialen Wohnungsbau durchführen. Um Anreize für private 
Investoren zu schaffen, hat Grün-Rot auch die sozialgerechte 
Bodennutzung (SoBon) aufgeweicht und die Förder­
bedingungen erleichtert.

Ein verstärkter sozialer Wohnungsbau durch private  
Unternehmen ist aber vor dem Hintergrund der befristeten 
Sozialbindung und des enormen Fördermitteleinsatzes nicht 
nachhaltig. Vielmehr werden Gewinne für Investoren erhöht, 
während viele Mieter*innen nach dem Auslaufen der Bindung 
die Folgen zu spüren bekommen.

Deshalb setzt Die Linke im Münchner Stadtrat auf einen 
Systemwechsel beim bezahlbaren Wohnungsbau. Statt den 
befristeten Förderungen von Privatinvestoren braucht es  
eine direkte Finanzierung der kommunalen Wohnungsbau­
gesellschaften. 

Durch die direkte Finanzierung des kommunalen Neubaus 
sollen dauerhaft gebundene und bezahlbare Wohnungen in 
öffentlicher Hand entstehen. Ein kommunales Wohnung­
sbauprogramm muss die städtische Wohnungsbaugesell-
schaft finanziell und strukturell so ausstatten, dass sie pro 
Jahr 2.000 dauerhaft gebundene Wohnungen errichten kann.

Zu diesem Zweck soll eine Bürgeranleihe für die Münchner 
Wohnen geschaffen werden, die mit mindestens einer halben 
Milliarde Euro für die nächsten 5 Jahre ausgestattet wird.

Sozialgerechte Bodennutzung (SoBoN) 
weiterentwickeln – Konzentration auf den 
Flächenerwerb

Seit der Änderung der SoBoN konnte nur ein Bruchteil der 
geplanten mietpreis- und belegungsgebundenen 
Wohnungen realisiert werden – insgesamt nur 5,8%. Ange-
sichts der akuten sozialen Wohnraumbedarfe und der stark 
gestiegenen Bodenwerte in der Stadt muss die SoBoN so 
erneuert werden, dass mindestens 10% erreicht werden 
können. Mindestens die Hälfte der Flächen der Baugrund-
stücke sollen an die Stadt übertragen werden. Nach dem 
Vorbild Münster soll dabei eazigenständiger Bodenerwerb 
und eine mietgebundene Weitergabe im Vordergrund 
stehen. Die so gewonnenen Flächen dürfen anschließend 
nur an Genossenschaften, Mietshäuser Syndikate oder die 
städtische Wohnungsbaugesellschaft weitergegeben 
werden.

SoBoN weiterentwickeln – Investoren 
sollen selbst für die Infrastruktur zahlen

In München sind das Grundproblem der sozialgerechten 
Bodennutzung die Kosten, die durch die Schaffung neuer 
Baurechte entstehen. Neben den Baukosten fallen beim 
Bau neuer Wohnungen noch weitere Kosten an: Für die 
Erschließung des Geländes, für die nötige soziale Infra-
struktur wie Kitas oder für Ausgleichsmaßnahmen wie die 
Schaffung von neuen Grünflachen. Insbesondere die 
Kosten für die Kitas sind aktuell nicht fair verteilt. Aus 
unserer Sicht sollen aber die Grundstückseigentümer die 
kompletten Kosten für Kitas tragen..

Städtebauliche Entwicklungsmaßnahmen 
(SEM) absichern

Durch die aktuelle Haushaltslage der Landeshauptstadt 
wird der Ankauf von Flächen immer schwieriger. Um die 
städtebaulichen Entwicklungsmaßnahmen im Norden und 
im Nordosten abzusichern und zukunftsfest zu machen, 
muss vom Stadtrat schnellstmöglich wieder eine Vorkaufs-
rechtssatzung erlassen werden. Gleichzeitig wollen wir die 
beiden SEMs so weiterentwickeln, dass die Stadtverwaltung 
alle erforderlichen Arbeiten koordiniert und übernimmt. Die 
Stadtsparkasse soll zukünftig, ähnlich wie in Freiburg, die 
Baugrundstücke erwerben und diese dann gemeinsam mit 
Genossenschaften, Mietshäuser Syndikaten und der städti-
schen Wohnungsbaugesellschaft entwickeln.

Mehr  
bezahlbaren Wohnraum  
bauen.

Mehr  
bezahlbaren Wohnraum  
bauen.
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Priorisierung beim Ankauf von  
Wohnungen mit auslaufenden Bindungen

Die Überführung von Sozialwohnungen mit auslaufenden 
Bindungen in öffentliches Eigentum ist der nachhaltigste Weg, 
um Mietpreisbindungen dauerhaft zu sichern. Wohnungen im 
kommunalen Bestand können auch nach dem Auslaufen der 
Förderung nach sozialen Vorgaben bewirtschaftet und 
vermietet werden. Um mehr auslaufende mietpreis- und bele-
gungsgebundene Wohnungen in den öffentlichen Bestand zu 
überführen, muss die Münchner Wohnen gezielt betroffene 
Wohnungsbestände ankaufen. Der Kaufpreis muss sich am 
sozialverträglichen Ertragswert, d.h. an den sozialen Mieten, 
bemessen, nicht am Verkehrswert.

Der Stadtrat hat im vergangenen Jahr trotz zahlreicher Ange-
bote kaum Wohnungen angekauft. Dies liegt auch am 
fehlenden Vorkaufsrecht. Für Die Linke im Münchner Stadtrat 
ist klar: Ein Eigentümerwechsel im Rahmen einer Rekommuna-
lisierung darf nur der erste Schritt sein. Mit dem Ankauf 
müssen transparente Maßnahmen einhergehen, die 
Mieter*innen sowohl vor starken Mietsteigerungen schützen 
als auch ihre Wohnqualität verbessern. Um den Weg der 
Rekommunalisierung von Wohnungen mit auslaufenden Sozi-
albindungen konsequent auszubauen, muss die Stadt einen 
Kriterienkatalog für Ankäufe erarbeiten. Damit soll verhindert 
werden, dass „Schrottimmobilien“ zu Spekulationspreisen 
erworben werden. Für angekaufte Bestände muss die 
Münchner Wohnen nachvollziehbare Maßnahmenpläne 
vorlegen, wie die Wohnungen instandgesetzt werden. Zudem 
sind wohnortnahe Anlaufstellen für Mieter*innen sowie ein 
gut erreichbarer Mieter*innen-Service sicherzustellen.

Die Stadtverwaltung muss außerdem prüfen, ob die Finanzie-
rung zukünftiger Ankäufe mit Unterstützung einer zu grün-
denden Stiftung erfolgen kann, um die Investitionsfähigkeit 
der Münchner Wohnen zu erhalten. Die Verwaltung der 
Bestände würde in einem solchen Modell ebenfalls durch die 
Münchner Wohnen erfolgen. 

Programm zum Ankauf von Belegungsbin-
dungen für Mietshäuser Syndikate auflegen

Aktuell verfügt München über das Belegrechtsprogramm 
„Soziales Vermieten leicht gemacht“. Das Problem dabei ist, 
dass das meiste Geld derzeit an Immobilienkonzerne geht. 
Nach dem Vorbild des Hauses Wörthstraße 8 wollen wir das 
Belegrechtsprogramm zukünftig ausschließlich Mietshäuser 
Syndikaten und Genossenschaften zur Verfügung stellen, 
um diese konkret zu unterstützen und Modelle wie die 
Wörthstraße 8 weiterhin möglich zu machen.

 
 
Modernisierungsförderung und Schaffung 
von Sozialbindungen verbinden

Das Förderprogramm Klimaneutrale Gebäude (FKG) der 
Stadt München ist ein Zuschuss für energetische Sanie-
rungen von Wohngebäuden und zielt auf die Erreichung von 
Klimaneutralität ab. Das Förderprogramm soll in Zukunft die 
Möglichkeit bieten, die notwendige und künftig wohl deutlich 
zunehmende Zahl an energetischen Modernisierungen mit 
der dringend gebotenen Ausweitung des sozialgebundenen 
Wohnungsbestands zu verbinden. Klimaneutralität und sozi-
ales Wohnen müssen Hand in Hand gehen. Je mehr öffent-
liche Fördermittel für die energetische Modernisierung in 
Anspruch genommen werden, desto weniger Kosten können 
auf die Mieter*innen umgelegt werden. Die Förderung sozi-
aler Wohnraummodernisierungen schafft insofern einen 
doppelten Mehrwert, der einerseits in der Schaffung von 
Sozialbindungen und andererseits in der Verringerung der 
umlagefähigen Kosten besteht. Das Programm wollen wir ab 
dem Haushaltjahr 2026 mit der Förderbedingung 
verknüpfen, dass die gleichzeitige Schaffung von Sozialbin-
dungen attraktiver gestaltet wird, um eine möglichst hohe 
Zahl an Förderbewilligungen zu erreichen.

Unser Rettungsprogramm für München: 
Bauen, Rekommunalisieren, Regulieren, 
Genossenschaften stärken. 

Wenn der Stadtrat nicht entschlossen handelt, um beste-
hende gebundene Wohnungen zu sichern und neuen bezahl-
baren Wohnraum zu schaffen, wird es zu einem sozialen 
Kahlschlag kommen. Entschlossenes Handeln ist besonders 
notwendig, da der Bund und das Land auf absehbare Zeit 
keine wirksamen Maßnahmen ergreifen werden, um die 
angespannte Mietsituation in München zu lösen. Beispiele 
sind das eingeschränkte Vorkaufsrecht, das Ausbleiben 
eines bundesweiten Mietenstopps sowie die unzureichenden 
Mittel für den geförderten Wohnungsbau im Freistaat. 
Deshalb braucht es dringend kommunale Lösungen. Wir 
machen Druck für ein Rettungsprogramm für den sozialen 
Wohnungsbau mit folgenden Maßnahmen:

Wohnungen mit auslaufenden  
Bindungen rekommunalisieren.
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	� Eine Priorisierung des kommunalen Wohnungsbau­
programms für München

Mit einem kommunalen Wohnungsbauprogramm soll die 
kommunale Wohnungsbaugesellschaft finanziell und struk-
turell so ausgestattet werden, dass sie pro Jahr das Ziel von 
2.000 dauerhaft gebundenen Wohnungen errichten kann. 
Zu diesem Zweck soll es eine Bürgeranleihe über die 
Münchner Wohnen geben, die mit mindestens einer halben 
Milliarde Euro für die nächsten 5 Jahre ausgestattet wird.

	� Sozialgerechte Bodennutzung (SoBoN) weiter­
entwickeln – Konzentration auf den Flächenerwerb

Sozialgerechte Bodennutzung (SoBoN) weiterentwickeln – 
Konzentration auf den Flächenerwerb. Grundlegend für eine 
sozial gerechte Bodennutzung ist die Frage, wem Grund und 
Boden gehört. Wir wollen mehr Grund und Boden in die 
öffentliche Hand bringen, um sie dann mietpreisgebunden 
an Genossenschaften oder Mietshäuser Syndikatsprojekte 
weiter zu geben.

	 �Sozialgerechte Bodennutzung (SoBoN) weiter­
entwickeln – Reduzierung der Kosten für die Stadt  
bei den „ursächlichen Bedarfen“

Aus unserer Sicht kann es nicht sein, dass die Stadt den 
Großteil der Kosten übernimmt, die bei einem Neubau 
anfallen. Die Investoren sollen immer die kompletten Kosten 
für die nötigen Kitas übernehmen. 

	� Städtebauliche Entwicklungsmaßnahmen (SEM)  
absichern

Vorkaufsrechtssatzung erlassen und über die Stadt­
sparkasse die Flächen sichern.

	� Wohnungen mit auslaufenden Bindungen rekommuna­
lisieren - Priorisierung beim Ankauf von Wohnungen 
mit auslaufenden Bindungen

Die Stadtverwaltung soll prüfen, ob die Finanzierung 
zukünftiger Ankäufe mit Unterstützung einer zu gründenden 
Stiftung erfolgen kann, um die Investitionsfähigkeit der 
Münchner Wohnen zu erhalten. 

	� Programm zum Ankauf von Belegungsbindungen  
für Mietshäuser Syndikate auflegen 

Wir wollen das Belegrechtsprogramm zukünftig aus- 
schließlich Mietshäuser Syndikaten und Genossenschaften 
zur Verfügung stellen, um diese konkret zu unterstützen.

	� Modernisierungsförderung und Schaffung  
von Sozialbindungen verbinden 

Das Förderprogramm Klimaneutrale Gebäude (FKG) wird  
an mietpreis- und belegungsgebundene Wohnungen und 
Verlängerungen von Mietpreisbindungen geknüpft. 

	� Mietenstopp bei der Münchner Wohnen  
sozialer gestalten

Wir wollen den städtischen Mietenstopp so anpassen,  
dass er einkommensabhängig ist. Für Haushalte mit hohem 
Einkommen wollen wir den Mietenstopp aussetzen, damit  
er für Haushalte mit niedrigerem Einkommen erhalten 
bleiben kann. Insgesamt soll niemand mehr als 30% des 
Einkommens für die Warmmiete zahlen müssen. 

	� Illegal hohe Mieten durch eine städtische Anlaufstelle 
unterbinden

In München werden reihenweise Wuchermieten verlangt. 
Dagegen muss die Stadt entschiedener vorgehen.  
Mieten, die 20% höher sind als die ortsüblichen Vergleichs-
mieten stellen eine Ordnungswidrigkeit dar und Mieten,  
die sogar über 50% drüber liegen, sind sogar eine Straftat.

Mehr bezahlbaren  
Wohnraum bauen.

Den Wohnungsmarkt  
stärker regulieren.
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